
 

Strafanzeige 

 

gegen Herrn Dr. Matthias Aldejohann, geschäftsansässig KPMG Law 

Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Galeriestr. 2, 01067 Dresden 

sowie 

gegen namentlich nicht bekannte Verantwortliche der Bundesanstalt für 

vereinigungsbedingte    Sonderaufgaben   in   Abwicklung,   Schönhauser   Allee   120, 

10437 Berlin. 

 

Gegen  die  vorgenannten Personen erstattet der Unterzeichner im eigenen Namen, im 

Namen  der BFL Beteiligungsgesellschaft mbH, vertreten durch ihren Geschäftsführer, 

Herrn Bernd F. Lunkewitz, Ohmstr. 13, 60486 Frankfurt am Main, sowie im Namen des 

Herrn Bernd F. Lunkewitz, geschäftsansässig wie zuvor,  

 

Strafanzeige wegen aller in Betracht kommenden Delikte, insbesondere wegen 

Verleumdung,  § 187  StGB,  und  wegen  falscher Verdächtigung, vgl. § 164 StGB. 

Weiterhin   stellt   der   Unterzeichner   Strafantrag.   Ordnungsgemäße   Vollmacht   der 

BFL Beteiligungsgesellschaft GmbH und des Herrn Lunkewitz wird versichert. 
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Ich überreiche: 

 

   Gliederung zu den nachfolgenden Ausführungen 

   (Anlage). 
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I.) Die Beteiligten 

 

Der        Unterzeichner        ist        der        Prozeßbevollmächtigte       der 

BFL Beteiligungsgesellschaft mbH – BFL –, Geschäftsführer Herr Bernd F. 

Lunkewitz, Ohmstr. 13 in 60486 Frankfurt am Main. Diese verklagt die 

Bundesanstalt   für  vereinigungsbedingte  Sonderaufgaben  in  Abwicklung 

– folgend: Treuhandanstalt oder THA oder BVS – auf Schadensersatz wegen 

Nichterfüllung und arglistiger Täuschung. Die  Beklagte wird durch Herrn 

RA Dr. Matthias Aldejohann in KPMG Law vertreten. Das Verfahren ist im 

Berufungsrechtszug vor dem KG unter 9 U 102 / 21 anhängig. Termin zur 

mündlichen Verhandlung ist nicht anberaumt. 

 

Die BVS ist seit ihrer Gründung am 17.06.1990 als Anstalt des öffentlichen 

Rechts unter dem Namen Treuhandanstalt mit der Privatisierung des 

gesamten   volkseigenen   Vermögens  der  DDR  nach  Maßgabe  des 

Gesetzes zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens 

– folgend: Treuhandgesetz oder THG – beauftragt gewesen. Danach wurden 

DDR – Betriebe   unter   der  Voraussetzung,  daß  sie  sich  am  01.07.1990 

– Stichtag – in Volkseigentum befanden, kraft Gesetzes in sog. 

Kapitalgesellschaften im Aufbau in Inhaberschaft der Treuhandanstalt 

umgewandelt – GmbH oder AG –, die sodann für deren Veräußerung in 

private Hände zu sorgen hatte, vgl. §§ 1 (4), 11 (2) THG. Da das Vorliegen 

von Volkseigentum am 01.07.1990 zwingendes Merkmal des gesetzlichen 

Tatbestands war, waren sämtliche an dem Tag nicht volkseigenen Betriebe 

von der Umwandlung ausgeschlossen, konnten Kapitalgesellschaften im 

Aufbau mithin – wegen rechtlicher Unmöglichkeit – nicht entstehen, wegen 

des Stichtagsprinzips 01.07.1990 auch nicht nachträglich, konnte die 

Treuhandanstalt nicht deren Inhaberin werden und sie demzufolge nicht 

privatisieren. Die BVS hat in Sachen Privatisierung durch ihr Direktorat 

Privatisierung / Vertragsmanagement gehandelt. 

 

Nach § 20 b PartG DDR iVm der Maßgaberegelung d) dazu verwaltete die 

Treuhandanstalt zusätzlich ab dem 03.10.1990 treuhänderisch das – also nicht  

volkseigene – Vermögen  der  DDR – Parteien  und  der  ihnen  verbundenen  
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Organisationen, juristischen Personen und Massenorganisationen – folgend: 

Organisationen – und handelte insoweit durch ihr Direktorat 

Sondervermögen. Die Organisationen konnten über ihnen gehörende 

Vermögenswerte aus DDR – Zeiten nur mit der vorherigen Zustimmung der 

treuhänderischen Verwalterin verfügen. Über die Frage, ob solche 

Vermögenswerte den Organisationen gehörten oder früheren Eigentümern 

oder dem Volkseigentum zuzurechnen waren, entschied nicht diese selbst, 

sondern als Sonderbehörde die Unabhängige Kommission zur Überprüfung 

des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen  der  DDR – folgend 

auch: Unabhängige Kommission oder UK –,  vgl. § 20 b (1) PartG DDR iVm 

Maßgaberegelung d) Satz 5. Die treuhänderische Verwalterin hatte den 

Organisationen ihre Vermögenswerte wieder zur Verfügung zu stellen, wenn 

diese sie nachweislich nach materiell – rechtstaatlichen Grundsätzen im Sinne 

des Grundgesetzes erworben hatten, vgl. Maßgaberegelung d) Satz 3. 

 

Die Treuhandanstalt hat ihre operative (Privatisierungs-) Tätigkeit nach THG 

mit Ablauf des 31.12.1994 beendet, wurde damit einhergehend ab dem 

01.01.1995 in Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

umbenannt – es besteht also Identität – und befindet sich seit dem 01.01.2004 

in Abwicklung.  

 

II.) Gegenstand des Rechtsstreits KG 9 U 102 / 21 

 

Gegenstand   des   Rechtsstreits  vor  dem  KG  sind  Ansprüche  der  BFL 

auf Schadensersatz, u. a. wegen der Nichterfüllung von 

Privatisierungsvereinbarungen und wegen arglistiger Täuschung. BFL hatte 

durch Verträge vom 18.09. / 27.09.1991 von der Treuhandanstalt die 

Geschäftsanteile  an  zwei  Unternehmen  gekauft,  die  diese  als ihr 

gehörende  und ihrer Verfügungsmacht unterliegende Kapitalgesellschaften 

– GmbH im Aufbau – bezeichnet und verkauft hatte, entstanden durch 

treuhandgesetzliche  Umwandlung  volkseigener  Betriebe  –  VEB  –  nach 

§§ 1 (4), 11 (2) THG mit Wirkung zum 01.07.1990, vgl. die 

Vorausführungen. Es handelt sich dabei um den Aufbau-Verlag, das bekannte 

belletristische Flaggschiff  der DDR, und um den Verlag Rütten & Loening. 
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Der – hier im Vordergrund stehende – Aufbau-Verlag sei, so die Verkäuferin, 

Eigentum der SED / PDS gewesen, die ihn am 14.03. / 02.04.1990 in 

Volkseigentum überführt habe, worauf sie per 01.07.1990 Inhaberin der 

umgewandelten  Aufbau-Verlag  GmbH  im  Aufbau geworden sei. Entgegen 

ihren vertraglichen Zusicherungen und ihren bis dato wider besseres Wissen 

aufrechterhaltenen falschen Behauptungen ist jedoch die SED / PDS nie 

Eigentümerin gewesen, konnte sie mithin die Verlage mangels 

Verfügungsbefugnis nicht in Volkseigentum übertragen, konnten diese – aus 

Rechtsgründen – nicht umgewandelt werden, konnten Kapitalgesellschaften 

im Aufbau nicht entstehen, konnte die Treuhandanstalt Geschäftsanteile 

daran nicht übertragen. 

 

Der Verkäuferin kannte diese Umstände vor Abschluß der Verträge vom 

18.09. / 27.09.1991. 

 

Für den Aufbau-Verlag ist die Eigentumslage nachfolgend näher darzulegen. 

Dessen Alleininhaber  ist – wie vom BGH zwischen 2007 und 2011 dreimal 

rechtskräftig entschieden – seit seiner Gründung in 08 / 1945 durchgehend 

und über die Wende  1989  und  über  den  01.07.1990  und  über  das Ende 

der DDR mit Ablauf des 02.10.1990 hinaus der  damalige  Kulturbund  zur 

demokratischen  Erneuerung Deutschlands – folgend: Kulturbund – gewesen 

und geblieben, eine der erwähnten Massenorganisationen der DDR, der bis 

heute als e. V. fortexistiert. Der Kulturbund unterlag bis 12 / 1999 der 

treuhänderischen  Verwaltung  durch  die  Treuhandanstalt / BVS,  konnte 

also   wie  angesprochen  über  ihm  gehörende  Vermögenswerte  nur  mit 

der vorherigen Zustimmung der treuhänderischen Verwalterin verfügen, vgl. 

§ 20 b (1) PartG DDR iVm Maßgaberegelung d) Satz 5. 

 

III.) Vorwürfe   Herrn   Dr.   Aldejohanns   und   der   Beklagten   gegen   den  

        Unterzeichner 

 

Herr Dr. Aldejohann und die Beklagte beschuldigen den Unterzeichner im 

Schriftsatz an das KG vom 27.02.2023, er habe als seit dem 01.09.2003 

mandatierter Bevollmächtigter des Kulturbund dem Bundesamt für zentrale 

Dienste und offene Vermögensfragen – nachfolgend: BADV – in einem dort 
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anhängigen vermögensrechtlichen Verwaltungsverfahren zu den 

Eigentumsrechten des Kulturbund am Aufbau-Verlag ab Ende 2021 bis 

Frühjahr 2022 im Zusammenwirken mit dem dortigen Sachbearbeiter bzw. 

der Referatsleitung den mit dem geltenden Recht unvereinbaren Inhalt eines 

Verwaltungsakts diktiert – "… in die Feder diktiert …" –, wonach der 

Kulturbund seit Gründung des Verlags dessen Eigentümer gewesen und auch 

nachfolgend stets geblieben sei, bis er ihn am 21.12.1995 an Herrn Lunkewitz 

verkauft und übertragen habe. Dadurch habe er einen der Sach- und 

Rechtslage also nicht entsprechenden, manipulierten Verwaltungsakt erwirkt 

und durch dessen Vorlage im Verfahren – Schriftsatz BFL vom 27.09.2022 – 

das KG als erkennendes Gericht über entscheidungserhebliche Umstände des 

Rechtsstreits – das Eigentum am Aufbau-Verlag – gezielt getäuscht, um so 

für die Klägerin eine positive Entscheidung herbeizuführen. In  Wahrheit 

habe  –  vgl.  die  Vorausführungen  –  die  SED / PDS  den Verlag  aus  ihrem 

Vermögen am 14.03. / 02.04.1990 in Volkseigentum übertragen, wodurch die 

Beklagte mit Wirkung zum 01.07.1990 Inhaberin der Geschäftsanteile an den 

durch Umwandlung entstandenen Kapitalgesellschaften im Aufbau geworden 

sei. 

 

Gegenüber dem von ihm vertretenen Kulturbund soll der Unterzeichner sich 

nach den Beschuldigungen Herrn Dr. Aldejohanns parteiverräterisch 

verhalten haben, indem er dem BADV zur Übernahme in einen 

Verwaltungsakt falsche Feststellungen zum Eigentum am Aufbau-Verlag zu 

Gunsten des Kulturbund in die Feder diktiert habe, anstatt – entgegen der 

Sach- und Rechtslage – Eigentumsverlust vorzutragen und auf dieser 

Grundlage  Entschädigungsansprüche geltend zu machen. 

 

IV.) Entwicklung des Aufbau-Verlag 

 

Der  Aufbau-Verlag  ist  durch  notariellen  Vertrag  vom  16.08.1945  in 

Berlin als Aufbau-Verlag GmbH von vier Treuhändern gegründet worden, 

die ihre Geschäftsanteile am 24.09.1945 und am 29.10.1945 und am 

30.03.1946  an  den Kulturbund zur demokratischen Erneuerung 

Deutschlands – folgend: Kulturbund – abgetreten haben, nachdem dieser 

durch Eintragung in das Vereinsregister in Berlin – Ost Rechtsfähigkeit 

erlangt hatte. Der Kulturbund war wie dargelegt eine der sog. 
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gesellschaftlichen Organisationen / Massenorganisationen in der 

Sowjetischen Besatzungszone, ab Staatsgründung am 07.10.1949 in der 

DDR. Er wurde durch die Abtretungen Alleininhaber des Aufbau-Verlag.  

 

Die Aufbau-Verlag GmbH wurde in 1955 auf verordnungsrechtlicher 

Grundlage aus dem Handelsregister B Berlin – Mitte als ein den volkseigenen 

Betrieben sog. gleichgestelltes Unternehmen in das Register für die 

volkseigene Wirtschaft und für gleichgestellte Betriebe HRC Berlin – Mitte 

umgetragen und dadurch nach dem Recht der DDR in einen sog. 

organisationseigenen Betrieb – OEB – im fortbestehenden Eigentum  des 

Kulturbund  umgewandelt.  Die OEB  sind  mit  eigener Rechtspersönlichkeit 

– juristische Personen – ausgestattet gewesen. Die Umwandlung war mit der 

Gewährung sehr erheblicher steuerlicher Privilegien zu Gunsten der 

Unternehmen, damit einhergehend ihrer (Organisations-) Eigentümer, 

verbunden. 

 

Als OEB des Kulturbund existierte der Aufbau-Verlag über die Wende 1989 

und über den 01.07.1990 hinaus fort, bis diese Rechtsform – ebenso wie die 

Kategorie des Volkseigentums – mit Ablauf des 02.10.1990 ersatzlos wegfiel, 

da sie nicht in das ab dem 03.10.1990 geltende Recht der Bundesrepublik 

Deutschland übernommen worden ist. Der Kulturbund wahrte seine 

Rechtspersönlichkeit über die Wende 1989 hinaus und existiert wie bemerkt 

bis heute als e.V. Ab dem 03.10.1990 haben sich seine Inhaberrechte an den 

(Einzel-) Vermögenswerten des Aufbau-Verlag fortgesetzt, der nunmehr ein 

Gewerbebetrieb des Kulturbund ohne besondere Rechtsform war. 

 

Der Aufbau-Verlag ist also wegen durchgehenden (Organisations-) 

Eigentums des Kulturbund zu keiner Zeit ein Unternehmen der SED / PDS, 

damit einhergehend nie ein VEB gewesen, weder vor dem 01.07.1990 noch 

und insbesondere am 01.07.1990 noch – ohne daß es darauf ankommt – nach 

dem 01.07.1990. Demzufolge war eine Umwandlung gesetzlich 

ausgeschlossen und konnte eine Kapitalgesellschaft im Aufbau nach THG aus 

Rechtsgründen zu keinem Zeitpunkt  entstehen, konnten mithin  

Geschäftsanteile  daran  nicht  entstehen  und  nicht  übertragen  werden.  Der  

 

 



 8 

Treuhandanstalt / BVS war mithin die Erfüllung der Verträge vom 18.09. / 

27.09.1991  mit  BFL von Anfang an objektiv unmöglich. Der BGH hat das 

– auch gegenüber der Treuhandanstalt / BVS – rechtskräftig festgestellt, vgl. 

nachfolgend. 

 

V.) Verkauf des Aufbau-Verlag durch den Kulturbund am 21.12.1995 

       Rechtslage 

 

Der Kulturbund hat in Ansehung seines fortbestehenden Eigentums und nach 

Wegfall der Rechtsform des Organisationseigentums mit Ablauf des 

02.10.1990 die Gesamtheit der (Einzel-) Vermögenswerte des Aufbau-Verlag 

durch notariellen Vertrag Notar Görl vom 21.12.1995 zu Urkunde Nr. 601 / 

95 an den Geschäftsführer der BFL, Herrn Bernd F. Lunkewitz, verkauft und 

übertragen. Zulässigkeit und Rechtswirksamkeit des Verkaufs sind 

nachfolgend sowohl nach öffentlichem Recht als auch zivilrechtlich 

mehrfach bestätigt worden. 

 

1.) Öffentliches Recht 

     UK. Beschluß vom 12.09.1994 gegen die Beklagte. 

 

Feststellung des durchgehenden Eigentums des Kulturbund am Aufbau-

Verlag durch die Unabhängige Kommission durch Beschluß gegenüber der 

Beklagten vom 12.09.1994 zu BU 576: 

 

Der OEB Aufbau-Verlag hatte zu DDR – Zeiten Verträge mit westdeutschen 

Lizenzgebern verletzt, indem er mehr Buchexemplare gedruckt und verkauft 

hatte, als es lizenzvertraglich erlaubt war. Die Treuhandanstalt kannte die 

Lizenzverstöße bei Abschluß der Verträge vom 18.09. / 27.09 1991, 

verschwieg  jedoch  ihre  Kenntnis den Käufern / BFL. Später übernahm sie 

– teilweise – die resultierenden Schadensersatzzahlungen und beantragte 

nach interner Beschlußfassung vom 19.07.1994 am 01.08.1994 bei der 

Unabhängigen Kommission deren gesetzlich erforderliches Einvernehmen 

damit, die aufgewendeten Beträge aus dem Parteivermögen der SED / PDS 

zu entnehmen, da diese Nutznießerin der unerlaubten Handlungen des 

Verlags gewesen sei. In seiner Sitzung vom 16.08.1994 verabschiedete das 

Sekretariat der Unabhängigen Kommission dazu eine Beschlußvorlage mit 
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dem Vorschlag, das Einvernehmen zu verweigern. Bereits die 

Überführungsverträge vom 14.03. / 02.04.1990 seien unwirksam. 

Unabhängig davon sei der Aufbau-Verlag "… nach den der Unabhängigen 

Kommission vorliegenden Erkenntnissen als organisationseigener Betrieb 

des Kulturbundes der DDR geführt …" worden und es bestünden deswegen 

Zweifel an seiner wirksamen Überführung in Volkseigentum "… wegen der 

fehlenden Verfügungsbefugnis der PDS …". Explizit heißt es in der Fußnote 

1 zu dieser Feststellung: 

 

   "Anlg: 

   Schreiben der Treuhandanstalt, 

   Direktorat Sondervermögen 

   vom 1. August 1994 – U2 SV/D/Lu 

   … 

1. 

   Nach Auffassung des Sekretariats 

   der Unabhängigen Kommission 

   bestehen Zweifel an der Wirksamkeit 

   der schuldrechtlichen Überführungs- 

   verträge wegen des Entgeltvorbehalts 

   (s. dazu Fn. 2) 

   und bezüglich des Aufbau-Verlags 

   wegen der fehlenden Verfügungs- 

   befugnis der PDS." 

   B e w e i s 

Sekretariat UK PV 

   Beschlußvorlage vom 16.08.1994 

   Blatt 2 Absatz 2 iVm Fn. 1 

   (Anlage 1) 

 

Das  Sekretariat  legte   die   Beschlußvorlage   zunächst dem Vorsitzenden 

"… Herrn Prof. Papier mdB um Genehmigung …" vor, die dieser erteilte, 

 

   B e w e i s 

Sekretariat UK PV 

   Beschlußvorlage vom 16.08.1994 

   Blatt 4 am Ende unter 3.) 

   (Anlage 1) 



 10 

darauf dem Gesamtgremium zur Beschlußfassung in der zum 12.09.1994 

anberaumten Sitzung. Dort hat vorschlagsgemäß die Unabhängige 

Kommission unter dem Vorsitz Herrn Prof. Papiers wegen des 

fortbestehenden Eigentums des Kulturbund am Aufbau-Verlag einstimmig 

mit 10 : 0 Stimmen ihr Einvernehmen zu dem Antrag der Beklagten vom 

01.08.1994 verweigert. 

 

   "Unabhängige Kommission Partei- 

   vermögen 

   52. Sitzung am 12. September 1994 

   Ergebnisprotokoll 

   … 

             Die Unabhängige Kommission fasst  

   nach Beratung zu BU 576 folgenden 

   Beschluss: 

   Die Unabhängige Kommission erklärt 

   nicht  ihr  Einvernehmen zu dem Be- 

schluss des Vorstandes der Treuhand- 

anstalt … 

   … 

   Zahlungen aus dem Parteivermögen 

   vornehmen zu lassen. 

   Dafür:    10 

   Dagegen:     0 

   Enthaltungen:    0" 

   (Anlage 2) 

   B e w e i s 

   UK PV 

   52. Sitzung am 12. September 1994 

   Ergebnisprotokoll 

   (Anlage 2) 

 

Mithin hat die Unabhängige Kommission durch Beschluß vom 12.09.1994 

einstimmig die fehlende Verfügungsbefugnis der SED / PDS, damit das 

durchgehende Eigentum des Kulturbund am Aufbau-Verlag festgestellt. Die 

Treuhandanstalt / BVS war Antragstellerin und Adressatin. Der Beschluß ist 

rechtskräftig und entfaltet demzufolge Bindungswirkung. Die Unabhängige 

Kommission hat ihn nie widerrufen oder anderweitig korrigiert. 
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2.) Öffentliches Recht 

      VG Berlin zu 26 A 191 / 95 

 

Feststellung der durchgehenden Verfügungsmacht des Kulturbund über den 

Aufbau-Verlag im Verfahren VG Berlin zu 26 A 191 / 95: 

 

Die vor dem VG Berlin zu VG 26 A 191 / 95 in ihrer Funktion als 

treuhänderische   Verwalterin    auf   Zustimmung   zu   dem   Vertrag   vom 

21.12.1995 in Anspruch genommene Treuhandanstalt / BVS stellte nach 

gerichtlichem Hinweis in der mündlichen Verhandlung vom 29.11.1999, daß 

der Kulturbund  wohl  durchgehend Eigentümer des Aufbau-Verlag gewesen 

und geblieben sei, durch ihren Bevollmächtigten unter Gremienvorbehalt 

fest, daß der Vertrag ihrer Zustimmung nicht bedurfte, da der Aufbau-Verlag 

ihrer treuhänderischen Verwaltung nicht unterlag. 

 

   "Die BvS stellt fest, dass hinsichtlich von 

   etwaigen Vermögenswerten  des Aufbau- 

   Verlages …, die etwa … als organisations- 

eigener  Betrieb  des  Kulturbundes  noch  

beim  Kulturbund  geblieben  sein  sollten,  

eine Verwaltung nach § 20 b Abs. 2 des 

   Parteiengesetzes - DDR nicht besteht.  

   Damit besteht auch keine Zustimmungs- 

bedürftigkeit der Verträge vom 28. Februar 

   und 21. Dezember 1995 … 

   …" 

VG Berlin vom 29.11.1999 

   VG 26 A 191 / 95 

   Blatt 2 Mitte 

   (Anlage 3) 

 

Unter dem 14.12.1999 erteilte die Unabhängige Kommission das 

erforderliche Einvernehmen. Unter dem 07.12.1999 erklärte der Vorstand der 

Treuhandanstalt / BVS seine Zustimmung.  
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          –  Unabhängige Kommission 

   Erklärung des Einvernehmens vom 14.12.1999 

   (Anlage 4) 

          –  Beklagte 

   Bestätigung des Vorstands vom 17.12.1999 

   (Anlage 5) 

 

Damit  haben  die Beklagte und die Unabhängige Kommission auch per 

07.12. / 14.12.1999 die durchgehende Verfügungsmacht des Kulturbund  über 

den Aufbau-Verlag sowie den Vertrag vom 21.12.1995 öffentlich – rechtlich 

als von Anfang an wirksam anerkannt.  

 

3.) Zivilrecht 

     Drei Entscheidungen des BGH 

 

Zivilistisch hat die dargelegte Sach- und Rechtslage der BGH in drei speziell 

auf den  Aufbau-Verlag  bezogenen  Verfahren  am 10.12.2007 / 03.03.2008 

zu II ZR 213 / 06 und am 27.09.2010 zu II ZR 182 / 07 und am 02.07. / 

19.09.2011 zu II ZR 134 / 10 rechtskräftig festgestellt.  

 

BGH zu II ZR 213 / 06  

 

Im Verfahren zu II ZR 213 / 06 hat er unter dem 10.12.2007 bestätigt, daß der 

Kulturbund seit Gründung des Aufbau-Verlag dessen Eigentümer gewesen 

und geblieben ist, während der gesamten  Zeit der DDR und über die Wende 

1989 und über den 01.07.1990 und über den 02.10.1990 und über den 18.09. 

/ 27.09.1991 hinaus und nachfolgend bis zu der rechtswirksamen 

Veräußerung an Herrn Lunkewitz am 21.12.1995. Durch Beschluß vom 

03.03.2008 hat er die Revision der Treuhandanstalt / BVS, der Streithelferin 

der dortigen Klägerin und Widerbeklagten, gegen das Berufungsurteil des 

OLG Frankfurt am Main vom 17.08.2006 zu 16 U 175 / 05 zurückgewiesen. 

 

"Das  Berufungsgericht ist  in  rechtlich un- 

   angreifbarer  Würdigung   der   unstreitigen 

   Tatsache und  der vorgelegten Urkunden zu 
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   der Überzeugung  gelangt, dass  der Kultur- 

   bund bis zum  Beitritt  der DDR seine Inha- 

berrechte  an der  ehemaligen Aufbauverlag 

GmbH nicht verloren hatte und diese Rechte 

deswegen wirksam auf den Beklagten (Anm.: 

Herrn Lunkewitz) hat übertragen können. 

   Die Angriffe der Revisionsführer laufen im 

   Ergebnis darauf hinaus, dass sie diese recht- 

   lich einwandfreie tatrichterliche Würdigung 

   nicht gelten lassen, sondern sie – unzulässi- 

   gerweise – durch  ihre  eigene  Bewertung  

ersetzen wollen." 

   BGH  

Hinweisbeschluß vom 10.12.2007 

   II ZR 213 / 06 

   (Anlage 6) 

   BGH  

Beschluß vom 03.03.2008 

   II ZR 213 / 06 

   (Anlage 7) 

 

BGH zu II ZR 182 / 07 

 

Im Verfahren II ZR 182 / 07 hat der BGH unter dem 27.09.2010 bestätigt, 

daß  der Aufbau-Verlag ab seiner Umtragung von HRB nach HRC während 

der  gesamten   Zeit  der   DDR  und  über  den  01.07.1990  hinaus  als  OEB 

fortbestanden hat – eine Kapitalgesellschaft im Aufbau durch Umwandlung 

eines VEB also nicht entstanden ist – und erst mit Ablauf des 02.10.1990 

wegen Wegfalls der Rechtsform untergegangen ist. Die dortige Klägerin hat 

darauf ihre Klage zurückgenommen. 

 

"Die  Rechtssache  ist  richtig   entschieden.  

   Das  Berufungsgericht  ist  in nicht zu bean- 

   standender Würdigung  der unstreitigen Tat- 

   sachen zu der Überzeugung gelangt, dass die 

   1945 gegründete Klägerin 1955 wirksam  in 

   einen organisationseigenen Betrieb (OEB) 

umgewandelt worden und damit zum Zeit- 

   punkt des Beitritts untergegangen ist. 
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   Die dagegen gerichteten Angriffe der Revi- 

   sion sind unbegründet. 

   Dass die Umwandlung einer GmbH in einen 

   OEB  nach  dem  Recht möglich war, das im  

Zeitpunkt der Umwandlung in Ost – Berlin, 

   dem  Ort  des  Sitzes der Klägerin, gegolten  

hat, folgt aus § 2 der Verordnung über Maß- 

nahmen  zur  Einführung  des  Prinzips  der  

wirtschaftlichen Rechnungsführung …  

   … 

   in Verbindung mit § 2 Abs. 2 der hierzu er- 

lassenen Dritten Durchführungsbestimmung 

vom selben Tag … 

   …" 

   BGH  

Hinweisbeschluß vom 27.09.2010 

   II ZR 182 / 07  

   (Anlage 8) 

   Revisionsklägerin 

   Rücknahmeschriftsatz vom 11.11.2010 

   (Anlage 9) 

 

BGH zu II ZR 134 / 10 

 

Im Verfahren zu II ZR 134 / 10 hat er unter dem 12.07.2011 seine 

Vorfeststellungen zu II ZR 182 / 07 bekräftigt. Die dortige Klägerin hat 

darauf ihre Klage zurückgenommen. 

 

             "Die   Rechtssache  ist  richtig  entschieden. 

Das Berufungsgericht  ist  in nicht zu bean- 

   standender Würdigung der unstreitigen Tat- 

   sachen zu der Überzeugung gelangt, dass die 

   1945 gegründete Klägerin 1955 wirksam in 

   einen organisationseigenen Betrieb (OEB) 

umgewandelt worden und damit zum Zeit- 

   punkt des Beitritts untergegangen ist. 

   Die dagegen gerichteten Angriffe der Revi- 

   sion sind unbegründet. 
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   Dass die Umwandlung einer GmbH in einen 

   OEB  nach  dem  Recht möglich war, das im  

Zeitpunkt der Umwandlung in Ost – Berlin, 

   dem  Ort  des  Sitzes der Klägerin, gegolten  

hat, folgt aus § 2 der Verordnung über Maß- 

nahmen  zur  Einführung  des  Prinzips  der  

wirtschaftlichen Rechnungsführung …  

   … 

   in Verbindung mit § 2 Abs. 2 der hierzu er- 

lassenen Dritten Durchführungsbestimmung 

vom selben Tag … 

   …" 

   BGH  

Hinweisbeschluß vom 12.07.2011 

   II ZR 134 / 10 

   (Anlage 10) 

   Revisionsklägerin 

   Rücknahmeschriftsatz vom 05.09.2011 

   (Anlage 11) 

 

Die Treuhandanstalt / BVS war auch diesem Verfahren als Streithelferin 

beigetreten und hat sich umfassend geäußert, vgl. Anlagen 10 und 11. 

 

VI.) Vermögensrechtliche Ansprüche des Kulturbund 

        Verwaltungsverfahren 

 

Der durch Herrn RA Dr. Anselm Glücksmann vertretene Kulturbund hatte 

unter dem 11.10.1990 bei dem Magistrat von Berlin, Abteilung Grundstücks- 

und Vermögensfragen – LARoV Berlin –, vermögensrechtliche Ansprüche 

aus Eigentum auf den Aufbau-Verlag angemeldet. Unter dem 11.03.1992 

dankte er dem LARoV Berlin dafür, daß 

 

   "… der seinerzeit am 11. Okt. 1990 

   gestellte Antrag nunmehr zur Bear- 

beitung gelangt …" 
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und bat um die Prüfung von Entschädigungsansprüchen, da der Kulturbund 

dem Verkauf des Aufbau-Verlag durch die Treuhandanstalt nach Maßgabe 

der Verträge vom 18.09. / 27.09.1991 seine "… Genehmigung …" erteilt 

habe. Unter dem 12.03.1996 teilte Herr Dr. Glücksmann mit, daß er den 

Kulturbund nicht mehr vertrete.  

 

          –  Dr. Glücksmann  

Anmeldung vom 11.10.1990 

(Anlage 12) 

          –  Dr. Glücksmann  

Schreiben vom 11.03.1992 

(Anlage 13) 

          –  Dr. Glücksmann 

   Schreiben vom 12.03.1996 

   (Anlage 14) 

 

Der Unterzeichner übernahm die Vertretung am 05.11.1999 und äußerte sich 

nach verschiedenen Sachstandsnachfragen unter dem 01.09.2003 zur Sach- 

und Rechtslage nach damaliger Maßgabe, also vor Vorliegen der unter V.) 3.) 

erörterten BGH – Entscheidungen, verbunden mit der Bitte um einen 

Hinweis, in welche Richtung sich die behördliche Meinungsbildung 

entwickele. Eine Reaktion war nicht zu verzeichnen. 

 

          –  Unterzeichner 

   Schreiben vom 05.11.1999 

   (Anlage 15) 

          –  Unterzeichner 

   Stellungnahme vom 01.09.2003 im Auszug 

   (Anlage 16) 

 

Im Zuge der Stellungnahme vom 01.09.2003 endeten ohne weiteren Fortgang 

die Sachbearbeitung und die Mandatierung. 

 

Ca. 18 ½ – Jahre später, nach mehrmaligen behördlichen Umstrukturierungen 

und Zuständigkeitswechseln vom Land Berlin – LARoV – zum Bund, 

zunächst  Bundesamt  zur  Regelung  offener Vermögensfragen – BARoV –,  
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nachfolgend wie bemerkt Bundesamt  für zentrale Dienste und offene 

Vermögensfragen – BADV –, dort vom Bundesministerium der Finanzen 

zum Bundesministerium des Innern mit Wirkung zum 01.01.2017, nahm 

unter dem  29.04.2021  das  zuletzt  zuständig  gewordene BADV durch Herrn 

Torsten Jenchen in Wiederaufnahme der bis dahin liegengebliebenen Sache 

telefonischen Kontakt mit der Landesgeschäftsstelle Potsdam des Kulturbund 

auf, um die also weiterhin  unerledigten  vermögensrechtlichen Anträge des 

Kulturbund – hier zum Aufbau-Verlag – zu besprechen. Die Leiterin der 

Landesgeschäftsstelle, Frau Carla Villwock, bat um schriftliche Anfrage. 

Dem folgend übersandte das BADV / Herr Jenchen zu  B 2 – 1 – 158 / 12 – 

Aufbau-Verlag  das  Schreiben  vom  30.04.2021  an  den  Kulturbund, in 

dem es unter Verweis auf den Hinweisbeschluß des BGH vom 10.12.2007 zu 

II ZR 213 / 06, vgl. Anlage 6, ankündigte, den Antrag vom 11.10.1990 auf 

Rückgabe des Aufbau-Verlag zurückzuweisen, weil der Kulturbund  sein 

Eigentum am Aufbau-Verlag wie vom BGH entschieden "… bis zum 

Zeitpunkt seines Verkaufs an den Verleger Bernd Lunkewitz im Jahr 1995 

…" nie verloren habe.  

 

          –  BADV 

   Telefonvermerk Herr Jenchen vom 29.04.2021 

   (Anlage 17) 

          –  BADV / Herr Jenchen 

   Schreiben an den Kulturbund Potsdam  

vom 30.04.2021: 

           "Sehr geehrte Frau Villwock, 

 … 

Mit dem  Beschluss  des  BGH  vom 10.12.2007, 

Gz. II ZR 213 / 06 wurde letztendlich entschieden, 

dass der Aufbau Verlag Eigentum des Kulturbun- 

des der DDR war und daher zum Zeitpunkt seines 

Verkaufs an den Verleger Bernd Lunkewitz im 

Jahr 1995 im Eigentum des Kulturbunds e.V. stand. 

… 
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   Sollten Sie dem hier dargestellten Prüfungsergeb- 

nis  des  BADV  zustimmen, bitte ich sie um eine  

kurze  schriftliche  Rücknahme  der Anträge vom 

11.10.1990 und 08.10.1993. 

Sollte Ihnen dies nicht möglich sein, bitte ich Sie 

um eine entsprechende Nachricht, da ich die An- 

träge dann  mittels rechtsmittelfähiger Bescheide  

ablehnen werde. 

   Mit freundlichen Grüßen 

   Im Auftrag 

   Jenchen" 

   (Anlage 18) 

 

Da die aaO geäußerte Bitte um Prüfung und Stellungnahme bis zum 

08.07.2021 unbeantwortet blieb, rief das BADV / Herr Jenchen am 

08.07.2021 bei dem kommissarischen Geschäftsführer des Kulturbund, Herrn 

Dieter Zenker, an. Dieser kündigte an, den Vorgang aufarbeiten und eine 

qualifizierte Antwort erteilen zu wollen.  

 

   BADV 

   Gesprächsvermerk Herr Jenchen vom 08.07.2021 

   (Anlage 19) 

 

Nach interner Meinungsbildung legte der Kulturbund dem Unterzeichner 

durch Schreiben vom 17.08.2021 – also erstmals – das Schreiben des BADV 

vom 30.04.2021 vor, übermittelte nachfolgend die Vollmacht vom 

23.08.2021, worauf der Unterzeichner sich unter dem 02.09.2021 an das 

BADV wandte. 

 

          –  Kulturbund 

   Schreiben vom 17.08.2021 

   (Anlage 20) 

          –  Kulturbund 

   Vollmacht vom 23.08.2021 

   (Anlage 21) 
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          –  Unterzeichner 

   Schreiben an das BADV vom 02.09.2021 

   (Anlage 22) 

 

Nach Akteneinsicht am 15.09.2021 und der Bitte vom 30.09.2021 um einen 

rechtsmittelfähigen Bescheid überreichte das BADV den Entwurf eines 

Teilbescheids vom 02.12.2021 und gab Gelegenheit zur Stellungnahme. 

 

          –  Unterzeichner 

   Schreiben an das BADV vom 30.09.2021 

   (Anlage 23) 

          –  BADV 

   Schreiben an den Unterzeichner vom 02.12.2021 

   (Anlage 24) 

          –  BADV 

   Entwurf eines Teilbescheids idF vom 02.12.2021 

   (Anlage 25) 

 

Nach dem Entwurf war der Antrag vom 11.10.1990, vgl. Anlage 12, 

zurückzuweisen, da der Kulturbund wie vom BGH zu II ZR 213 / 06 

festgestellt sein Eigentum  am Aufbau-Verlag bis zu seiner eigenen 

Verfügung  vom  21.12.1995  nie  verloren hatte, vgl. Anlage 25 Blatt 9 

Absatz 4. Ferner verwies das BADV auf sein Schreiben an den Kulturbund 

Potsdam vom 30.04.2021 sowie auf die Mandatsübernahme durch den 

Unterzeichner vom 02.09.2021, vgl. Anlage 25 Blatt 8 Absatz 3. 

 

Seine Stellungnahme legte der Unterzeichner nach gewährter 

Fristverlängerung durch Schreiben vom 23.02.2022 iVm Vermerk dazu vom 

selben Tag vor. 

 

          –  Unterzeichner 

   Schreiben an das BADV vom 23.02.2022 

   (Anlage 26) 

          –  Unterzeichner 

   Vermerk zur Entwicklung des Aufbau-Verlag  

vom 23.02.2022 im Auszug ohne Anlagen 

   (Anlage 27) 
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Durch Bescheid vom 17.03.2022 wies das BADV die vermögensrechtlichen 

Ansprüche des Kulturbund zurück unter Verweis auf BGH zu II ZR 213 / 06 

– wie bereits im Entwurf eines Teilbescheids vom 02.12.2021 festgestellt vgl. 

Anlage  25 –,  und  in  Übereinstimmung  mit  seinen  Ausführungen  an   den 

Kulturbund im Schreiben vom 30.04.2021 wegen durchgehend 

fortbestehenden Eigentums des Kulturbund am Aufbau-Verlag bis zum 

21.12.1995, vgl. Anlage 18.  

 

   "Da dem Kulturbund e. V. und seinen Rechts- 

   vorgängern das Eigentum am Aufbau Verlag 

   nicht entzogen wurde, besitzt der vorsorglich  

   gestellte vermögensrechtliche Antrag des Kul- 

   turbund e. V. keine Grundlage. 

   Mit dem Beschluss des BGH vom 10.12.2007 

   wurden die Eigentumsverhältnisse am Aufbau 

   Verlag abschließend zivilrechtlich geklärt. 

   Mangels Eigentumsentzugs oder einer Verfü- 

   gungsbeschränkung mangelt es an einer Schä- 

   digung i.S.d. VermG. 

   … 

   Der Kulturbund e. V. hat die seinerzeitige  

   Aufbau Verlag GmbH (Kulturbund-Aufbau) 

   1995 wirksam an den seinerzeitigen Verleger 

   Bernd F. Lunkewitz verkauft und damit wirk- 

   sam über sein Eigentum verfügt." 

   BADV 

   Bescheid vom 17.03.2022 

   Blatt 11 Absatz 4 

   (Anlage 28) 

 

Zur Mandatierung des Unterzeichners stellte das BADV wie bereits im 

Entwurf vom 02.12.2021 fest: 

 

   "Das BADV informierte den Kulturbund e. V.  

   mit Schreiben vom 30.04.2021 über den Sach- 

   stand und bat darum, eine Antragsrücknahme 

   zu prüfen. 



 21 

 

   Mit Schriftsatz vom 02.09.2021 zeigte Herr 

Rechtsanwalt Dipl. Pol. Bernd Schrader die 

   Vertretung des Kulturbund e. V. an. 

   Am 15.09.2021 nahm er Akteneinsicht am 

   Dienstsitz Berlin des BADV. 

   Mit Schreiben vom 30.09.2021 bat er um den  

   Erlass eines rechtsmittelfähigen Bescheides." 

   BADV 

   Bescheid vom 17.03.2022 

   Blatt 9 Absatz 6 

   (Anlage 28) 

 

Unter dem 29.03.2022 beantragte der Unterzeichner Berichtigung des 

Tatbestands, vgl. § 43 VwVfG = § 320 (1) ZPO, worauf der Bescheid vom 

21.04.2022 erging, nur mit Änderungen zum Tatbestand. 

 

          –  Unterzeichner 

   TBB - Antrag vom 29.03.2022 ohne Anlagen 

   (Anlage 29) 

          –  BADV 

   Bescheid vom 21.04.2022 

   (Anlage 30) 

 

Der nachfolgende Antrag vom 03.05.2022 auf ergänzende Berichtigung des 

Tatbestands blieb erfolglos. Nach Ablauf der Rechtsmittelfristen erklärte das 

BADV unter dem 30.05.2022 den Bescheid vom 21.04.2022 für 

unanfechtbar. 

 

   BADV 

   Schreiben vom 30.05.2022 

   (Anlage 31) 

 

Für den gesamten vorangegangenen Vortrag zum Inhalt der Akte des BADV 

benenne ich zum 
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   B e w e i s 

   Bundesamt 

   für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen 

   Spitzkrugring 10, 15234 Frankfurt (Oder) 

   Verfahrensakte  

B 2-1-158 / 12 – Aufbau-Verlag 

 

VII.) Einführung des VA des BADV in das Verfahren KG 9 U 102 / 21 

         Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und der Beklagten im einzelnen 

 

Der Unterzeichner legte den Bescheid vom 21.04.2022 durch Schriftsatz vom 

27.09.2022 bei Gericht vor. 

 

   Schriftsatz 

   vom 27.09.2022 im Auszug 

   Blatt 31 bis Blatt 32 unter VII.) 

   (Anlage 32) 

   Gliederung dazu 

   (Anlage 33) 

 

Daraufhin entgegneten Herr Dr. Aldejohann und die Beklagte durch 

Schriftsatz vom 27.02.2023  

 

   Schriftsatz 

   vom 27.02.2023 

   (Anlage 34) 

 

unter  Verweis  darauf,  daß ihr Vortrag auf zwischenzeitlich genommener 

"… Einsicht in die Verfahrensakte des Bundesamtes …" beruhte. 

 

   "Die an diesem nicht beteiligte Klägerin 

   (Richtig: Beklagte) hatte zwischenzeit- 

   lich Gelegenheit, Einsicht in die Verfah- 

   rensakte des Bundesamtes für zentrale 

   Dienste und offene Vermögensfragen zu 

   nehmen. 
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   Dabei ergibt sich folgendes Bild: 

   …" 

   Schriftsatz 

   vom 27.02.2023 Blatt 4 Absatz 1 

 

Auf dieser Grundlage stellten Herr Dr. Aldejohann und sie die angegriffenen 

(Tatsachen –) Behauptungen unter IV.) 1.) Blatt 3 letzter Absatz bis Blatt 5 

vorletzter Absatz auf. 

 

          –  "Mit Schriftsatz vom 01. September 2003 

   hat sich dann der Prozessbevollmächtigte 

   (Anm.: Der Unterzeichner) als Verfahrens- 

   bevollmächtigter für den Kulturbund e.V. 

   bestellt. 

   …" 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023 Blatt 4 Absatz 3 

          –  "Der Prozessbevollmächtigte der Klägerin hatte, 

   obwohl  er  mit  dem Kulturbund die Antrag- 

   stellerin  vertreten  und deren Interessen wah- 

   ren  sollte, dem  zuständigen  Sachbearbeiter 

   den ablehnenden Bescheid im wahrsten Sinne 

   des Wortes in die Feder diktiert. 

   …" 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023 Blatt 4 Absatz 4 

          –  "Auf der Grundlage des Vortrages von Herrn 

   Rechtsanwalt  Schrader hat das Bundesamt 

   für zentrale Dienste und offene Vermögens- 

   fragen  dann  am  02.  Dezember  2021 den  

   Entwurf  eines Teilbescheides gefertigt und  

   Herrn  Rechtsanwalt Schrader zur Kenntnis  

gegeben. 

   …" 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023 Blatt 4 Absatz 5 
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          –  "In der Begründung dieses Teilbescheides hat 

   sich das Bundesamt die ihm vorgetragene Ar- 

   gumentation von Herrn Rechtsanwalt Schrader 

   zu eigen gemacht und den Antrag konsequen- 

terweise mit  der  von Herrn Rechtsanwalt  

Schrader vorgetragenen Argumentation, dass 

dem Kulturbund der DDR der Verlag während 

   der DDR-Zeit rechtlich nicht entzogen 

   worden sei, abgewiesen. 

   …" 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023 Blatt 4 Absatz 6 

          –  "… Herr  Rechtsanwalt  Schrader … drängt  

das  Bundesamt  in  einem  Schreiben  vom  

23. Februar 2022, die ablehnende und damit 

   die Interessen des Kulturbundes e.V. benach- 

   teiligende Begründung im Teilbescheid wei- 

   ter zu präzisieren. 

   Dabei weist er u. a. auf einen vermeintlichen  

   "Beschluss" der Unabhängigen Kommission 

   vom 12. September 1994 hin, mit dem festge- 

   stellt worden sei, dass die SED den Aufbau- 

   Verlag wegen durchgehenden Organisations- 

   eigentums des Kulturbundes nie in Volksei- 

   gentum übertragen konnte, obwohl Rechtsan- 

   walt Schrader zu diesem Zeitpunkt wusste, 

   dass es sich bei dem vermeintlichen "Beschluß" 

   nur um einen internen Vermerk handelte, der 

   von der Unabhängigen Kommission im Nach- 

   hinein korrigiert und klargestellt wurde. 

   … 

   Das Bundesamt hat der Bitte von Herrn Rechts- 

   anwalt Schrader Folge geleistet und mit Schrei- 

   ben vom 17. März 2022 den Entwurf eines wei- 

   teren Bescheides übermittelt … 

   … 

   Darin  wird – wie  von  Herrn  Rechtsanwalt  

   Schrader "bestellt" – auf die damalige,  später 

   aber korrigierte Rechtsauffassung der Unab- 

   hängigen Kommission verwiesen, wonach der 
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   Aufbau-Verlag durchgehend als organisations- 

   eigener Betrieb des Kulturbundes der DDR ge- 

   führt worden sei. 

   Verweise  auf  die  spätere  Korrektur dieser  

sekretariatsinternen Rechtsauffassung findet 

man – mangels Vortrags von Herrn Rechtsan- 

walt Schrader – in dem neuerlichen Entwurf 

   nicht. 

   …" 

   Schriftsatz 

   vom 27.02.2023  

Blatt 4 Absatz 7 bis Blatt 5 Absatz 3 

 

VIII.) Sämtliche Tatsachenbehauptungen falsch 

 

Sämtliche soeben unter VII.) zitierten Tatsachenbehauptungen sind falsch, 

wie sich aus den Ausführungen zu VI.) iVm den dazu übergebenen 

Aktenbestandteilen aus dem Verfahren BADV zu B 2 – 1 – 158 / 12 – Aufbau-

Verlag ergibt. Weder hat der Unterzeichner es jemals unternommen, das 

BADV rechtswidrig zu beeinflussen, noch hat das BADV seinerseits jemals 

rechtswidrig gehandelt. 

 

Zu VII.) Spiegelstrich 1 

 

Der Unterzeichner hat sich keineswegs am 01.09.2003 als 

Verfahrensbevollmächtigter für den Kulturbund bestellt.  

 

Richtig ist: Vor dem ursprünglich zuständigen LARoV Berlin hat er die 

Vertretung am 05.11.1999 übernommen und sich unter dem 01.09.2003 zur 

Sach- und Rechtslage nach dem damaligen Erkenntnisstand geäußert. Damit 

endeten die Sachbearbeitung und die Mandatierung. 

 

Dann hat sich ca. 18 ½ – Jahre später nach den dargelegten behördlichen 

Reorganisationen iVm Zuständigkeitswechseln das schließlich zuständig 

gewordene BADV unter dem 29.04.2021 und nachfolgend wiederholt an den 

Kulturbund gewandt. Dieser hat schließlich den Unterzeichner mit Vollmacht 

vom 23.08.2021 mandatiert, was dieser dem BADV unter dem 02.09.2021 
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angezeigt hat. Im Bescheid vom 17.03.2022 sind die tatsächlichen Umstände 

und ist der Zeitpunkt der Mandatierung und deren Übermittlung an das 

BADV im einzelnen dargelegt, vgl. die Vorausführungen zu VI.).  

 

Sämtliche Feststellungen sind Bestandteil der Verfahrensakte. 

 

   B e w e i s 

   Bundesamt 

   für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen 

   Spitzkrugring 10, 15234 Frankfurt (Oder) 

   Verfahrensakte  

B 2-1-158 / 12 – Aufbau-Verlag 

 

Zu VII.) Spiegelstrich 2 

 

Der Unterzeichner hat dem zuständigen Sachbearbeiter keineswegs den 

ablehnenden Bescheid in die Feder diktiert. 

 

Richtig ist: Er hat sich weder am 02.09.2021 noch nachfolgend zur Sache 

geäußert, sondern lediglich am 30.09.2021 um einen rechtsmittelfähigen 

Bescheid gebeten. Das BADV reagierte durch die Vorlage des Entwurfs eines 

Teilbescheids idF vom 02.12.2021. Dieser basiert ausschließlich auf den 

eigenen   Erkenntnissen   und   der  Beurteilung  der  Sach- und  Rechtslage 

– Verweis auf BGH vom 10.12.2007 zu II ZR 213 / 06, danach durchgehendes 

Eigentum des Kulturbund am Aufbau-Verlag bis zum 21.12.1995 –, die das 

BADV dem Kulturbund Potsdam bereits unter dem 30.04.2021 übermittelt 

hat, versehen mit dem Hinweis, falls die Anträge vom 11.10.1990 und vom 

08.10.1993 nicht zurückgenommen würden, werde das BADV das 

dargestellte Prüfungsergebnis – BGH zu II ZR 213 / 06 – zum Gegenstand 

seiner Bescheidung machen und die Anträge zurückweisen, vgl. Anlage 18. 

 

Erstmals hat der Unterzeichner unter dem 23.02.2022 Stellung genommen, 

zum Sachverhalt in bezug auf die historische Entwicklung des Aufbau-

Verlag, vgl. Anlage 26 Blatt 1. 
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Für den Bescheid vom 17.03.2022 gelten die Vorausführungen entsprechend. 

Dessen Inhalt liegt seinerseits die bereits im Schreiben des BADV vom 

30.04.2021 an den Kulturbund Potsdam mitgeteilte Sach- und Rechtslage zu 

Grunde. Sodann stimmt er sowohl im Tatbestand als auch in der Begründung 

inhaltlich völlig, weitestgehend sogar in der Wortwahl mit dem Entwurf vom 

02.12.2021 überein. 

 

          –  Für die Begründung: 

          *  Entwurf Teilbescheid idF vom 02.12.2021 

   Blatt 9 Absätze 4 und 5 

   (Anlage 25) 

          *  Bescheid vom 17.03.2022 

   Blatt 11 Absätze 4 und 5 

   (Anlage 28) 

          –  B e w e i s  im übrigen 

   Wie zuvor 

 

Zu VII.) Spiegelstrich 3 

 

Das BADV hat den Entwurf eines Teilbescheids idF vom 02.12.2021 

keineswegs auf der Grundlage des Vortrags des Unterzeichners gefertigt.  

 

Richtig ist: Dieser Entwurf basiert ausschließlich auf den eigenen 

Erkenntnissen und Beurteilungen der Behörde, die diese dem Kulturbund 

bereits unter dem 30.04.2021 zu Händen des Kulturbund Potsdam mitgeteilt 

hat. Es ist dargelegt, daß die erste Stellungnahme des Unterzeichners vom 

23.02.2022 datiert, vgl. die Vorausführungen. 

 

   B e w e i s 

   Wie zuvor 

 

Zu VII.) Spiegelstrich 4 

 

Das BADV hat sich in der Begründung des Teilbescheids vom 02.12.2021 

keineswegs die Argumentation des Unterzeichners zu eigen gemacht und den 

Antrag "… konsequenterweise …" mit dieser Argumentation abgewiesen. 
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Richtig ist: Der Entwurf basiert ausschließlich auf den eigenen Erkenntnissen 

der Behörde und ihrer Beurteilung der Sach- und Rechtslage, vgl. die 

Vorausführungen. Der Unterzeichner hat sich erstmals 10 Monate nach dem 

Schreiben des BADV vom 30.04.2021 und drei Monate nach Vorlage des 

Entwurfs eines Teilbescheids idF vom 02.12.2021 geäußert, und zwar nur zu 

tatsächlichen / historischen Umständen. 

 

   B e w e i s 

   Wie zuvor 

 

Zu VII.) Spiegelstrich 5 

 

Der Unterzeichner hat keineswegs einen internen, später korrigierten 

Vermerk der Unabhängigen Kommission als einen Beschluß jenes Gremiums 

ausgegeben. Auch hat er das BADV zu keinem Zeitpunkt '… gedrängt …', 

falsche Feststellungen iSd Vorigen zum Gegenstand eines Bescheids zu 

machen. Ferner hat er ein solches Verhalten des BADV nicht "… bestellt …", 

ist dementsprechend das BADV einer '… Bestellung …' nicht 

nachgekommen und hat es folgerichtig seinem Bescheid falsche 

Feststellungen nicht zu Grunde gelegt. 

 

Richtig ist:  

 

Wie im Vorigen unter V.) 1.) urkundlich unterlegt vorgetragen hat die 

Unabhängige Kommission den Antrag der Beklagten vom 01.08.1994 durch 

ihr Sekretariat prüfen lassen, hat dieses in seiner Beschlußvorlage vom 

16.08.1994 festgestellt, daß das Eigentum des Kulturbund am Aufbau-Verlag 

"… wegen  der  fehlenden  Verfügungsbefugnis der PDS …" fortbestand, hat 

Herr Prof. Papier in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Unabhängigen 

Kommission die Beschlußvorlage genehmigt, hat das Sekretariat diese darauf 

dem Gesamtgremium zur Beschlußfassung am 12.09.1994 vorgelegt und hat 

das Gesamtgremium unter dem Vorsitz Herrn Prof. Papiers den Antrag der 

Beklagten vom 01.08.1994 wegen fortbestehenden Eigentums des 

Kulturbund am Aufbau-Verlag durch einstimmigen Beschluß mit 10 : 0 

Stimmen abgelehnt. 
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   B e w e i s 

   Die Vorausführungen zu V.) 1.) 

 

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil der eigenen Akten der Beklagten, die 

wie bemerkt selbst Antragstellerin gewesen ist. 

 

   B e w e i s 

   THA / BVS 

   Akten des Direktorats Recht 

 

Wie gleichfalls dargelegt ist der Beschluß vom 12.09.1994 rechtskräftig, 

entfaltet mithin Bindungswirkung. Die Unabhängige Kommission hat ihn nie 

widerrufen oder anderweitig korrigiert.  

 

Unter dem 17.03.2022 hat das BADV keineswegs "… den Entwurf eines 

weiteren Bescheides übermittelt …" – geschweige denn auf Bitten des 

Unterzeichners –, sondern den endgültigen Bescheid, vgl. die 

Vorausführungen zu VI.) iVm Anlage 28. Unter dem 29.03.2022 hat der 

Unterzeichner lediglich Berichtigung des Tatbestands beantragt, worauf der 

Bescheid  vom  21.04.2022  erging,  der  lediglich  einen  in Teilen 

korrigierten Sachverhalt enthielt, vgl. die Vorausführungen zu VI.) iVm 

Anlagen 29 und 30. 

 

IX.) Ergänzungen 

 

Die Vorausführungen zu VII.) und VIII.) sind nachfolgend zu ergänzen. 

 

1.) Vermeintlicher Parteiverrat  

      Rückgabe / Entschädigung 

 

Herr Dr. Aldejohann und die Verantwortlichen der Beklagten werfen dem 

Unterzeichner vor, er habe die Interessen des Kulturbund verraten, indem er, 

statt einen Eigentumsverlust am Aufbau-Verlag zu Grunde zu legen und 

damit  "… möglichen  Ansprüchen  auf  Entschädigung  zur Durchsetzung zu  
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verhelfen …", wissentlich falsch behauptet habe, daß "… dem Kulturbund 

der DDR der Verlag während der DDR – Zeit rechtlich nicht entzogen …" 

worden war, vgl. § 356 (1) StGB. 

 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023 Blatt 4 Absätze 2, 4 und 5 

 

Die Vorwürfe sind substanzlos, was Herrn Dr. Aldejohann und der Beklagten 

auch bekannt ist.  

 

Wie  dargelegt  hatte  der  Kulturbund  am  11.10.1990  zunächst  Rückgabe 

des   Aufbau-Verlag   wegen  rechtswidriger  Enteignung  verlangt,  dann 

unter  dem  11.03.1992  auf  Entschädigung nach Eigentumsverlust 

umgestellt, da er zu den Verträgen vom 18.09. / 27.09.1991 zwischenzeitlich 

seine "… Genehmigung …" erteilt habe, vgl. die Vorausführungen zu VI.) 

iVm Anlagen 12 und 13 sowie nachfolgend. Beide Beurteilungen waren 

verkehrt. 

 

Eigentum 

 

Öffentlich-rechtlich hat die Unabhängige Kommission am 16.08. / 

12.09.1994 durch ihren einstimmigen Beschluß zu BU 576 rechtskräftig 

festgestellt, daß der SED / PDS "… wegen der mangelnden 

Verfügungsbefugnis …" keinerlei Rechte an dem Verlag zustanden, da der 

Kulturbund durchgehend Eigentümer geblieben war. Die Treuhandanstalt / 

BVS ist selbst Antragstellerin und Adressatin des Bescheids vom 12.09.1994 

gewesen. Zivilrechtlich hat nachfolgend der BGH in seinen drei 

streitbezogenen Entscheidungen in 2007 / 2008 und 2010 und 2011 bestätigt, 

daß der Aufbau-Verlag ab seiner Gründung durchgehend und bis zum 

Verkauf am 21.12.1995 im Eigentum des  Kulturbund  verblieben, also nie in 

Volkseigentum geraten und nie in eine Kapitalgesellschaft im Aufbau in 

Inhaberschaft der Treuhandanstalt umgewandelt worden war. Die BVS ist an 

den Verfahren BGH zu II ZR 213 / 06 und BGH zu II ZR 134 / 10 selbst als 

Streitverkündete aktiv beteiligt gewesen. 
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In Ansehung der öffentlich-rechtlich und zivilrechtlich mehrfach 

rechtskräftig festgestellten  Sach- und Rechtslage, vgl. ferner VG Berlin zu 

26 A 191 / 95, wäre es abwegig und pflichtwidrig gewesen, damit völlig 

unvereinbare Forderungen zu erheben – Entschädigungsansprüche wegen 

eines   Eigentumsverlusts,   der  wie  mehrfach  rechtskräftig  entschieden  nie 

stattgefunden hat –, damit einhergehend auch noch die Verfügungsbefugnis 

des Kulturbund für seinen eigenen Vertrag vom 21.12.1995 nachträglich 

negieren zu wollen. Es ist nicht die Aufgabe eines Rechtsanwalts, unter 

Mißachtung des geltenden Rechts und der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung falsche Sachverhalte zu erfinden und auf dieser Grundlage 

Ansprüche für seine Mandanten vorzutäuschen. 

 

Genehmigung 

 

Nach dem Vorigen nur colorandi causa: Die von Herrn Dr. Glücksmann 

angesprochene  "… Genehmigung …"  der  Verträge vom 18.09. / 27.09.1991 

durch den Kulturbund ist  schon  deswegen  ins  Leere gegangen, weil die 

durch die Treuhandanstalt / BVS verkauften Kapitalgesellschaften im Aufbau 

aus Rechtsgründen nie entstehen konnten, ein nichtiges Rechtsgeschäft nicht 

genehmigungsfähig war.  

 

Unabhängig davon hätte in einer Genehmigung die Verfügung über 

Vermögenswerte – Veräußerung des Aufbau-Verlag an die Käufer – gelegen, 

der  also  die  treuhänderische  Verwalterin  ihre  Zustimmung zu erteilen 

hatte, vgl. § 20 b PartG DDR. Weder hat aber die Treuhandanstalt / BVS 

jemals   zugestimmt   noch  hat  die  Unabhängige  Kommission  jemals  ihr 

– gleichermaßen erforderliches – Einvernehmen  erklärt,  vgl. § 20 b PartG 

DDR  iVm  Maßgaberegelung  d)  Satz  5.  Auch  aus  jedem  dieser 

Gesichtspunkte    war   die   von   Herrn   Dr.   Glücksmann   vorgetragene 

"… Genehmigung …" nichtig. Wie dargelegt ist die Beklagte selbst durch ihr 

Direktorat Sondervermögen die treuhänderische Verwalterin des Kulturbund 

gewesen, war also gut informiert. 

 

Unabhängig vom Vorigen wären auch etwaige Zustimmungen / Erklärungen 

des Einvernehmens ins Leere gegangen, weil sie sich gleichfalls auf nicht 

existente Verfügungsgegenstände bezogen hätten. 
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Im Verfahren KG 9 U 102 / 21 ist all das unstreitig. 

 

2.) Beschluß der UK vom 12.09.1994 vermeintlich kein Beschluß 

     Vermeintlich nachträgliche Korrektur 

 

Daß der einstimmige, rechts- und bestandskräftig gewordene Beschluß der 

UK vom 12.09.1994 zu BU 576 tatsächlich ein Beschluß gewesen ist, und 

daß die UK ihn auch noch auf Antrag der Beklagten und gegen sie gefaßt hat, 

ist dargelegt. Daß Herr Dr. Aldejohann und die Beklagte sich in voller 

Kenntnis aller Umstände dahin einlassen, der  Unterzeichner habe gewußt, 

daß es sich bei dem "… vermeintlichen …" Beschluß nur um einen internen 

Vermerk des Sekretariats der UK gehandelt habe, den dieses später korrigiert 

und klargestellt habe, der Unterzeichner habe das BADV darüber getäuscht, 

dieses habe den bewußt falschen Vortrag zum Gegenstand seines 

vermeintlichen Entwurfs eines weiteren Bescheids vom 17.03.2022 gemacht, 

 

   Schriftsatz  

vom 27.02.2023  

Blatt 4 Absatz 7 bis Blatt 5 Absatz 3 

 

kann man nur in Kenntnis des Folgenden begreifen: 

 

Im    Zuge    der    Akteneinsicht   im    erwähnten   Verfahren   VG   Berlin 

zu 26 A 191 / 95 im Spätsommer 1995 konnte der Unterzeichner die frühe 

Kenntnis der Beklagten und der UK über die wahre Eigentumslage am 

Aufbau-Verlag aus deren eigenen, bei Gericht erst nach mehrfachen 

Aufforderungen vorgelegten Akten nachweisen. Ihr frühes Wissen hatte sie 

wie dargelegt in den Verträgen vom 18.09. / 27.09.1991 und nachfolgend 

verschwiegen. Aus der Gerichtsakte nur beispielhaft:  

 

09.02.1994 / 11.02.1994 

 

Am 09.02.1994 kam es zu einer Besprechung zwischen den leitenden 

Mitarbeitern Dr. Fischer und Gütschow von der THA Direktorat 

Vertragsmanagement, Schmidt von der THA Direktorat Sondervermögen 

und Regierungsrat Berger Sekretariat der UK, in der die Teilnehmer 
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übereinstimmend feststellten, daß der Kulturbund sein Eigentum am Aufbau- 

Verlag zu keiner Zeit verloren hatte, daraus folgend, daß die am Markt tätige 

Aufbau-Verlag GmbH eine vermögenslose Hülle war. So ist es im Protokoll 

des Sekretariats der UK vom 11.02.1994 festgehalten. 

 

   "Sekretariat UKPV 

   PV 1–500–5/37               Berlin, den 11. Februar 1994 

   … 

   1. Vermerk 

   An der Besprechung am 9. Februar 1994  

nahmen teil:  

   Herr  Dr.  Fischer,  Herr  Gütschow,  Herr  

Schmidt  THA,  Direktorat  Vertragsmana- 

gement (VM 3 Z 2) und der Unterzeichner 

   … 

   Es wurde dargelegt, daß der Aufbau-Verlag 

ein  organisationseigener  Betrieb in  Eigen- 

tum des Kulturbundes gewesen sei und nicht 

im Eigentum der SED.  

   … 

   Es  bestand  Einigkeit darüber, daß dies zur  

Folge  hat, daß  die  Aufbau-Verlag  GmbH, 

deren  Gesellschaftsanteile  veräußert   wur- 

den, eine vermögenslose Hülle darstellt, da  

sie nicht gem. § 11 Abs. 2 TreuhG … Rechts- 

   nachfolgerin in das Vermögen des OEB Auf- 

bau – Verlag werden konnte … 

… 

Berger" 

UK  

Vermerk vom 11.02.1994 – vgl Blatt 1 unten / 2 oben 

(Anlage 35) 

   

Ausweislich des Protokolls beschlossen die beteiligten Behörden, die Käufer 

und den Kulturbund weiterhin nicht über die wahren Tatsachen zu 

informieren, sondern nur unter sich auszumachen, welche von ihnen einen 

positiven Kaufpreis für den Aufbau-Verlag vereinnahmen könne. 
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   “Ich  habe  klargestellt , daß  die Wirksam- 

keit der Veräußerung des Aufbau-Verlages 

(im Außenverhältnis) nicht in Frage gestellt 

werden solle,  sondern nur intern zwischen 

der  Unabhängigen   Kommission  und  der 

Treuhandanstalt entschieden  werden müsse, 

ob  aus  der  Veräußerung  des Aufbau-Ver- 

lages Verlages ein positiver Kaufpreis erzielt 

werden konnte …“ 

   aaO Blatt 1 

 

Dementsprechend verweigerten die Beklagte und die UK auch im Ergebnis 

der Besprechung vom 09.02.1994 die Aufklärung der Käufer darüber, daß sie 

die vertragsgegenständlichen Kapitalgesellschaften im Aufbau nie erworben 

hatten. 

 

28.09.1994 

 

Am 28.09.1994 telefonierte – weiterhin in Unkenntnis aller Umstände – Herr 

Lunkewitz für BFL mit Herrn Regierungsrat Berger vom Sekretariat der UK 

über deren Weigerung, aus der Problematik Plusauflagen entstandene 

Schäden aus dem Parteivermögen der SED / PDS zu entnehmen. In diesem 

Gespräch erklärte Herr Berger erstmals, daß es wegen der fehlenden 

Verfügungsbefugnis der SED / PDS – fortbestehendes Eigentum des 

Kulturbund – zu einer Übergabe des Aufbau-Verlag in Volkseigentum, 

mithin auch zu einer Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft im Aufbau nie 

gekommen war, die Käufer am 18.09 / 27.09.1991 lediglich eine 

vermögenslose Hülle erworben hatten. 

 

   "PV 1–500–5/37 

   Gesprächs-Notiz     28.9.94 

   … 

   Ich  erkläre,  daß spez. im Fall Aufbau An- 

   haltspunkte  dafür  bestehen,  daß  Aufbau 

   nicht OEB SED, sondern OEB Kulturbund 
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   war und er daher eine vermögenslose Hülle 

   erworben habe. 

   … 

   Aufgenommen von Be 28.9. 

   …" 

   UK 

   Gesprächsnotiz vom 28.09.1994 

   (Anlage 36) 

 

09 / 1995 bis 10 / 1995 

 

Um den 20.09.1995 legte  der  Unterzeichner  die soeben der Gerichtsakte des 

VG Berlin entnommenen Urkunden aus den Akten der Beklagten und der UK 

in einem Registerverfahren Aufbau-Verlag Berlin – Mitte HRB 4001 und in 

einem Rechtsstreit gegen die Beklagte vor dem LG Berlin zu 9 O 57 / 95 vor. 

Unter dem 27.09.1995 informierten die Bevollmächtigten durch Herrn RA 

Braun die Beklagte und baten darum, "… herauszubekommen, welche 

Bewandtnis es mit den eingangs erwähnten Dokumenten hat …". 

 

   RAe Heuking 

   Schreiben an die Beklagte vom 27.09.1995 

   (Anlage 37) 

 

Auf die Ausführungen wird Bezug genommen. 

 

Unter  dem  06.10.1995  erbaten  die  Bevollmächtigten   der   Beklagten 

durch Herrn RA Braun zur Vorlage bei  Gericht  im  Verfahren  LG Berlin zu 

9 O 57 / 95 "… eine Stellungnahme der Unabhängigen Kommission …, aus 

der sich ergibt, daß die damaligen Erkenntnisse nur vorläufige waren, oder 

die die nun vorgelegten Aktenauszüge in sonstiger Weise relativieren …". 

Unter dem 09.10.1995 bat die Beklagte durch Herrn Lothert Herrn RA Braun, 

"… bzgl. der Erklärungen mit der UK Verbindung aufzunehmen. Es ist vor 

allem darauf abzustellen, daß Herr Berger eine "Privatmeinung" vertritt …". 

 

 



 36 

 

          –  RA Braun an Beklagte: 

   "EILT SEHR, bitte sofort vorlegen! 

         … ob  nicht  die Möglichkeit besteht,  

   eine Stellungnahme der Unabhängigen 

Kommission zu erhalten, aus der sich 

   ergibt, dass die damaligen Erkenntnisse 

   nur vorläufige waren, oder die die nun 

   vorgelegten Aktenauszüge in sonstiger 

   Weise relativieren. 

   … 

   (Christian A. Braun) 

   Rechtsanwalt" 

   … 

   Die Beklagte handschriftlich: 

   "UK! 

   Berger: 1778!" 

   RAe Heuking 

   Schreiben vom 06.10.1995 

   (Anlage 38) 

          –  Beklagte / Herr Lothert an RA Braun: 

           "SgH RA Braun, 

   … ich möchte Sie bitten, mit Herrn 

   Schmidt Habersack bzgl. der Erklä- 

   rungen der UK Verbindung aufzu- 

   nehmen. 

   Es ist vor allem darauf abzustellen, 

   daß Herr Berger eine "Privatmeinung" 

   vertritt … 

   … 

   MfG Lothert" 

   Beklagte 

   Telefax vom 09.10.1995 

   (Anlage 39) 

 

Herr RA Braun verfuhr anregungsgemäß und die UK stellte durch Herrn 

Regierungsrat Berger am selben 09.10.1995 einen Vermerk zur Verfügung, 

der  den Anforderungen der Beklagten und ihrer Bevollmächtigten entsprach  
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– Beklagte: "Privatmeinung" / UK: "sekretariatsinterne Rechtsauffassung … 

beruhte auf einer unzutreffenden Würdigung …" –. Unter dem 06.11.1995 

legte die Beklagte den Schriftsatz beim LG Berlin vor, womit die 

Täuschungshandlung abgeschlossen war. 

 

          –  UK 

   Vermerk vom 09.10.1995 

   (Anlage 40) 

          –  Beklagte 

   Schriftsatz an das LG Berlin vom 06.11.1995 

im Auszug 

   9 O 57 / 95 

   Blatt 6 Absatz 3 

   (Anlage 41) 

 

Entgegen ihren eigens für die Beklagte zur Vorlage bei Gericht angefertigten 

vorsätzlich falschen Feststellungen vom 09.10.1995 

 

   "Ein Beschluß der Unabhängigen 

   Kommission zu den Eigentumsver- 

   hältnissen des Aufbau Verlages 

   wurde nicht gefaßt." 

   UK 

   Vermerk vom 09.10.1995 

Blatt 1 Absatz 1 letzter Satz 

(Anlage 40) 

 

hatte  die  UK  am  02.09.1994,  vgl.  Anlage  2, unter dem Vorsitz Herrn 

Prof. Papiers sehr wohl einen Beschluß zur Eigentumslage am Aufbau-Verlag 

gefaßt,   sogar  einstimmig  mit  10 : 0  Stimmen,  mit  dem  Ergebnis   der 

"… fehlenden Verfügungsbefugnis der SED …" in bezug auf den Aufbau-

Verlag, und entgegen ihren gleichermaßen vorsätzlich falschen 

Feststellungen aaO handelte es sich auch nicht um eine sekretariatsinterne 

Rechtsauffassung,  
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   "Die vorgenannte sekretariatsinterne Rechts- 

   auffassung zur eigentumsrechtlichen Zuord- 

   nung des Aufbau Verlages …" 

   UK 

   Vermerk vom 09.10.1995 

Blatt 1  Absatz 2 Satz 1 

   (Anlage 40) 

 

sondern  um  förmliches  Verwaltungshandeln der Gesamtbehörde  –  Handeln 

im Außenverhältnis –, und war die Adressatin ihres Beschlusses auch noch 

die Beklagte selbst.  

 

Zusammengefaßt: 

 

Ungeachtet der urkundlich und aus den eigenen Akten der Beklagten und der 

UK  unterlegten  Faktenlage  und  wider  besseres  Wissen behaupten Herr 

Dr. Aldejohann und die Beklagte in ihren Ausführungen vom 27.02.2023, bei 

dem mit 10 : 0 einstimmig ohne Enthaltungen gefaßten und rechtskräftigen 

Beschluß der UK als Gesamtbehörde vom 12.09.1995 handele es sich um 

einen internen Vermerk ihres Sekretariats mit falscher Rechtsauffassung, der 

durch den von der Beklagten und ihren Bevollmächtigten am 06.10.1995 

bestellten und vom Sekretariat am 09.10.1995 gelieferten Vermerk 

richtiggestellt worden sei. Einen Beschluß habe die UK nie gefaßt. 

 

X.) Ergänzende Beweisangebote 

 

Für den gesamten gehaltenen Vortrag benenne ich ergänzend zum 

 

   B e w e i s 

          –  Beiziehung 

   der Akten KG zu 9 U 102 / 21 

          –  Beiziehung 

   der Akten der Treuhandanstalt Direktorat Recht 

          –  Beiziehung 

   der Akten der UK. 
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XI.) Rechtslage 

 

Nachfolgend ist zur Rechtslage vorzutragen. 

 

1.) § 187 StGB 

 

Herr Dr. Aldejohann und die weiteren Beschuldigten haben sich nach § 187 

StGB strafbar gemacht. Mit dem Begriff der weiteren Beschuldigten werden 

im Folgenden zusammenfassend die hier nicht bekannten Verantwortlichen 

der Beklagten benannt, die im Zusammenwirken mit Herrn Dr. Aldejohann 

gehandelt haben. Der Kern des strafrechtlichen Vorwurfs – und der massive 

Unrechtsgehalt der Handlungen Herrn Dr. Aldejohanns und der weiteren 

Beschuldigten – ergeben sich aus deren im Schriftsatz vom 27.02.2021 

gegenüber dem KG zu 9 U 102 / 21 aufgestellten Tatsachenbehauptungen, 

 

–  der Unterzeichner habe eine Behörde – des Bundes – zum Erlaß eines 

gesetzeswidrigen Verwaltungsakts veranlaßt, 

 

–  dabei mit dieser kollusiv zusammengewirkt, 

 

–  der Unterzeichner habe so gehandelt, um durch Vorlage dieses 

Verwaltungsakts das KG als zivilistisches Streitgericht zu täuschen und es 

täuschungsbedingt zu einer Entscheidung zu Gunsten der von ihm vertretenen 

BFL, zum Schaden der Treuhandanstalt / BVS zu bestimmen, 

 

–  der Unterzeichner habe in dem Zusammenhang einen Parteiverrat zu 

Lasten des von ihm vertretenen Kulturbund begangen. 

 

Von der Verleumdung betroffen ist auch BFL, da diese als Partei 

Verfahrensherrin ist, damit auch über den Inhalt der vorzulegenden 

Schriftsätze entscheidet, und zu deren Gunsten der Unterzeichner ja gehandelt 

haben soll, ferner Herr Lunkewitz als deren Geschäftsführer und als 

Eigentümer des Aufbau-Verlag seit dem 21.12.1995. 
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Für die Beurteilung ist an die Vorausführungen zu VI.) bis VIII.) 

anzuknüpfen. 

 

a) Behauptung unwahrer Tatsachen 

 

Sämtliche unter VI.) bis VIII.) zusammengefaßten Tatsachenbehauptungen  

 

   "… äußere Geschehnisse, Zustände und Ver- 

   hältnisse,  die  Gegenstand  sinnlicher Wahr- 

nehmung sein könnten …". 

   Statt aller 

   Fischer StGB Kommentar 70. Aufl. 

   § 186 RdNr. 2 

 

sind unwahr. Nochmals zusammenfassend: 

 

VII.) und VIII.) zu Spiegelstrich 1 

Zeitpunkt der Mandatierung des Unterzeichners 

 

Aus der Akte des BADV ergibt sich zweifelsfrei, daß der Unterzeichner erst 

unter dem 23.08.2021 mandatiert worden ist und dies dem BADV unter dem 

02.09.2021 angezeigt hat, vgl. VI.) iVm Anlagen 20 bis 26 sowie Anlage 28. 

 

Die dem entgegenstehenden Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und der 

weiteren Beschuldigten sind nachweislich falsch.  

 

VII.) und VIII.) zu Spiegelstrich 2 

Dem BADV den Bescheid vom 17.03.2022 in die Feder diktiert 

 

Aus der Akte des BADV ergibt sich zweifelsfrei, daß der Unterzeichner dem 

zuständigen Sachbearbeiter / dem Referat keineswegs den ablehnenden 

Bescheid in die Feder diktiert hat, auch nicht in bezug auf den Bescheid vom 

17.03.2022, vgl. VI.) iVm Anlagen 18, 23 bis 25 sowie Anlage 28. Das 

BADV  hatte  sich  auf  der  Grundlage  der  Rechtsprechung  des  BGH  zu 

II ZR 213 / 06 bereits vor Abfassung des Schreibens an den Kulturbund 
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Potsdam vom 30.04.2021 seine abschließende Überzeugung über die Sach- 

und Rechtslage gebildet, diese unter dem 30.04.2021 mitgeteilt 

 

   "Sollten  Sie  dem  hier dargestellten Prü- 

   fungsergebnis   des  BADV  zustimmen, 

   bitte  ich  Sie  um  eine  kurze schriftliche 

   Rücknahme der Anträge vom 11.10.1990 

   und 08.10.1993. 

   Sollte Ihnen dies nicht möglich sein, bitte 

   ich Sie um entsprechende Nachricht, da 

   ich die Anträge dann mittels rechtsmittel- 

   fähiger Bescheide ablehnen werde. 

   Mit freundlichen Grüßen 

   Im Auftrag 

   Jenchen" 

   BADV / Herr Jenchen 

   Schreiben an den Kulturbund Potsdam  

vom 30.04.2021 

   Blatt 2 Absatz 4 

   (Anlage 18) 

 

und hat sie auch dem Bescheid vom 17.03.2022 zu Grunde gelegt, vgl. die 

Vorausführungen zu VI.) iVm Anlage 28. 

 

Die dem entgegenstehenden (Tatsachen-) Behauptungen Herrn Dr. 

Aldejohanns und der weiteren Beschuldigten sind nachweislich falsch.  

 

VII.) und VIII.) zu Spiegelstrich 3 

Vortrag des Unterzeichners Grundlage des Teilbescheids vom 02.12.2021 

 

Aus der Akte des BADV ergibt sich zweifelsfrei, daß auch – und erst recht – 

der Entwurf eines Teilbescheids idF vom 02.12.2021 keineswegs auf dem 

Vortrag des Unterzeichners basierte. Das BADV hatte sich seine 

Überzeugung bereits vor Abfassung des Schreibens an den Kulturbund 

Potsdam vom 30.04.2021 gebildet. Der Unterzeichner hat erstmals am 

23.02.2022 Stellung genommen, wie bemerkt mit Feststellungen zum 

Sachverhalt, vgl. VI.) iVm Anlagen 26 und 27. 
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Die dem entgegenstehenden Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und der 

weiteren Beschuldigten sind nachweislich falsch.  

 

VII.) und VIII.) zu Spiegelstrich 4 

BADV: Argumentation des Unterzeichners zu eigen gemacht  

 

Die Vorausführungen gelten entsprechend. Das BADV hat sich die 

Argumentation des Unterzeichners zu keiner Zeit "… zu eigen gemacht …". 

 

Die dem entgegenstehenden Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und der 

weiteren Beschuldigten sind nachweislich falsch.  

 

VII.) und VIII.) zu Spiegelstrich 5 

Beschluß der UK vom 12.09.1994 ist Beschluß 

 

Auch aus den Akten des BADV ergibt sich zweifelsfrei, daß der vom 

Unterzeichner vorgelegte Beschluß der UK vom 12.09.1994 ein Beschluß ist, 

keineswegs ein interner Vermerk, vgl. Anlage 27 Blatt 10 bis Blatt 11, ferner 

die Vorausführungen zu V.) 1.). Der Unterzeichner hat dem BADV – wie 

vorgetragen –  genau die Urkunden vorgelegt, die Bestandteil der eigenen 

Akten der Beklagten sind, die selbst Antragstellerin im dortigen Verfahren 

gewesen ist, vgl. die Vorausführungen zu VIII.). 

 

Die dem entgegenstehenden Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und der 

weiteren Beschuldigten sind nachweislich falsch.  

 

b) Geeignetheit, verächtlich zu machen 

 

Daß   die  oben  unter  III.)  näher  mitgeteilten,  im  laufenden  Rechtsstreit 

KG zu 9 U 102 / 21 aufgestellten Behauptungen Herrn Dr. Aldejohanns und 

der weiteren Beschuldigten gegen den Unterzeichner – Ingangsetzung und 

Durchführung einer Kollusion mit einer Behörde des Bundes zur Täuschung 

eines Zivilgerichts, um der von ihm vertretenen Partei gegen die dortige 

Beklagte einen unerlaubten, gesetzeswidrigen Vorteil zu verschaffen – 

geeignet sind, den Unterzeichner verächtlich zu machen, dürfte nicht 

zweifelhaft sein. In dem Verhalten liegt ein massiver und gezielter Angriff 
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nicht nur auf die persönliche, sondern weitergehend auf die berufliche 

Integrität des Unterzeichners, der ja als Prozeßbetrüger in Wahrnehmung 

seiner Aufgaben als Organ der Rechtspflege dargestellt wird, vgl. § 1 BRAO. 

 

Wie dargelegt ist von der Verleumdung und den weiteren dargelegten 

Vorwürfen auch BFL als vermeintlich begünstigte Partei betroffen. 

 

c) Vorsatz 

 

Da Herr Dr. Aldejohann und die weiteren Beschuldigten die Vorwürfe nach 

zuvor genommener Akteneinsicht beim BADV erhoben haben, steht das 

sichere Wissen der Genannten um die Unwahrheit der aufgestellten 

Behauptungen fest. Diese haben mithin vorsätzlich gehandelt. Der besondere 

Unrechtsgehalt ergibt sich daraus, daß sie im Ergebnis sorgfältiger Prüfung 

der Verwaltungsakte genau festgestellt haben, daß sie Vorwürfe gegen den 

Unterzeichner nicht erheben konnten, in Ansehung der Fakten aber gezielt 

gegenteilig gehandelt haben. Herr Dr. Aldejohann und die weiteren 

Beschuldigten haben massiv wahrheitswidrig vorgetragen, um den 

Unterzeichner – und die von ihm vertretene Partei – in den Augen des 

erkennenden Gerichts zu beschädigen, ferner in den Augen einer 

unbestimmten Anzahl weiterer Personen, darunter bspw. die Mitarbeiter des 

Unterzeichners, BFL und ihre Mitarbeiter, KPMG Law GmbH und deren 

Mitarbeiter, die Beklagte und deren Mitarbeiter. 

 

d) Kein berechtigtes Interesse 

 

Nach § 193 StGB bzw. Art. 5 GG ist die bewußte Behauptung unwahrer 

Tatsachen oder die Behauptung solcher, die erwiesen unwahr sind, nie 

zulässig, explizit auch nicht im sog. Kampf ums Recht. Dies entspricht 

allgemeiner Ansicht in Rechtsprechung und Literatur. 

 

          –  "Unrichtige Information ist unter dem  

   Blickwinkel der Meinungsfreiheit kein 

schützenswertes Gut … 

   … 
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   Die bewußte Behauptung unwahrer Tat- 

sachen verbleibt daher bereits von vorn- 

herein außerhalb des Schutzbereichs des  

Art. 5 I 1 GG … 

…" 

   BVerfG vom 29.02.2012 

   1 BvR 2883 / 11 

   NJW RR 2012, 1002 (1003 lSp) mwN BVerfG 

          –  "Sie  (Tatsachenbehauptungen)   werden 

   aber,  auch  wenn  sie als  Grundlage für  

   eine   Wertung  in  einer aus  Tatsachen- 

mitteilung und Stellungnahme bestehen- 

   den Äußerung  enthalten sind,  von  dem 

   Schutz der Meinungsfreiheit nicht mehr 

   umfaßt,  sofern  sie in  dem  Bewußtsein 

   ihrer Unwahrheit aufgestellt werden oder 

   erwiesen falsch sind … 

   …" 

   BGH vom 16.06.1998 

   VI ZR 205 / 97 

   NJW 1998, 3047 (3048 lSp) mwN BVerfG 

   Ferner bspw.: 

          –  BVerfG vom 25.10.2005 

   1 BvR 1696 / 98 

   NJW 2006, 207 (209 rSp) mwN BVerfG 

          –  BVerfG vom 16.03.1999 

   1 BvR 734 / 98 

   NJW 2000, 199 (200) lSp mwN BVerfG 

          –  BVerfG vom 13.04.1994 

   1 BvR 23 / 94 

   NJW 1994, 1779 rSp mwN BverfG 

 

Eine Berufung auf berechtigte Interessen im Rahmen der Rechtsverfolgung 

bzw. anwaltlicher Mandatsausübung ist deswegen ausgeschlossen, erst recht 

in Berücksichtigung des dargelegten Umstands, daß Herr Dr. Aldejohann und 

die weiteren Beschuldigten ihre verleumderischen Vorwürfe erhoben haben, 

nachdem sie im Ergebnis sorgfältiger Prüfung der Verwaltungsakte hatten 

feststellen können, daß diese völlig unberechtigt waren. 
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2.) § 164 StGB 

 

Herr Dr. Aldejohann und die weiteren Beschuldigten haben sich gleichfalls 

nach § 164 StGB strafbar   gemacht,   indem   sie  den  Unterzeichner und 

BFL in  ihrem Schriftsatz vom 27.02.2021 an das KG zu 9 U 102 / 21 des 

versuchten Prozeßbetrugs zu Gunsten der BFL, ferner des Parteiverrats zu 

Lasten des Kulturbund bezichtigt haben. 

 

Daß das Behaupten von Tatsachen in Rede steht, daß die Verdächtigungen 

objektiv falsch sind, und daß Herr Dr. Aldejohann und die weiteren 

Beschuldigten diese Verdächtigungen vorsätzlich, in voller Kenntnis ihrer 

Unwahrheit ausgesprochen haben, ist dargelegt. Besonders vorwerfbar ist 

auch in diesem Zusammenhang, daß die Genannten die Verwaltungsakte des 

BADV sorgfältig geprüft haben, um sodann dem KG in voller Kenntnis aller 

Umstände ihre wahrheitswidrigen Anwürfe vorzulegen. 

 

Das   KG   als   Gericht   ist   nach   allgemeiner Auffassung eine Behörde, 

vgl. § 11 Nr. 7 StGB. 

 

3.) Tatbeiträge 

 

Herr Dr. Aldejohann kann als Täter benannt werden. Im Hinblick auf die 

Verantwortlichen der Beklagten ist das mangels entsprechender Kenntnisse 

nicht möglich. Diese sind zu ermitteln. 

 

 

 

 

Schrader 


